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Kolumne

Die ungerechte Weltwirtschaftsordnung und der
globale Klimawandel als Ursachen von Flucht und

Migration

Warum die Industriestaaten als Mitverursacher der weltweiten
Flichtlingsstréme gelten missen — und was sie jetzt tun sollten

Reinhard Loske

In der gegenwartigen Flichtlingsdebatte ste-
hen in Deutschland wie in anderen europii-
schen Staaten praktische und dringend zu 16-
sende Fragen, Aufgaben und Probleme natur-
gemil ganz oben auf der Agenda: von der Un-
terbringung und Versorgung der Fliichtlinge,
die zu uns kommen, bis zur Aufteilung der da-
raus resultierenden Kosten zwischen Bund,
Léndern und Gemeinden, von der gerechten
Verteilung der Asylsuchenden auf die diversen
Bundeslédnder und EU-Mitgliedsstaaten bis
zur Abkiirzung der Asylverfahren durch mehr
behordliches Personal und eine von vielen als
fragwiirdig empfundene Klassifizierung von
Herkunftsldndern (in ,sichere“ und ,unsiche-
re“) nach generellen Gefihrdungskriterien fiir
die Menschen- und Biirgerrechte, von der In-
tegration derjenigen, die politisches Asyl er-
halten und dauerhaft bleiben diirfen, in Ge-
sellschaft und Arbeitsmarkt bis zur Neugestal-
tung der europdischen Flichtlingspolitik.
Parallel zur politischen Losung dieser
dréingenden praktischen Probleme findet aber
auch eine grundsitzliche Diskussion in Poli-

Dr. Reinhard Loske

Gesellschaft « Wirtschaft « Politik (GWP) Heft 4/2015, S. 467-471

tik und Bevilkerung dariiber statt, welches
Mafl an Zuwanderung wiinschenswert, ver-
kraftbar und zu bewiltigen sei. Da wird ge-
fragt, ob die zuversichtliche Herangehenswei-
se von Bundeskanzlerin Merkel (,Wir schaf-
fen das“) nicht zu optimistisch sei und im Er-
gebnis einer regelrechten Einladung nach
Deutschland gleichkomme, ob ,Wirtschafts-
fliichtlinge” nicht generell und bereits an den
Grenzen Europas abzuweisen seien, weil sie
ohnehin keine Aussicht auf politisches Asyl
hitten und nur den hiesigen Sozialsystemen
zur Last fallen wiirden, oder ob das Asylrecht
nicht generell einzuschrianken sei, weil man
das Elend der Welt ja nun beim besten Willen
nicht in Deutschland und Europa allein l6sen
koénne.

Dass auf dieser Strecke neben niichtern
Fragenden und kiithl Wigenden auch tible
Hetzer, dumpfe Rassisten und romantische
Deutschlandschwédrmer unterwegs sind, die
vor ,Uberfremdung®, ,Ausnutzung unseres
guten Willens“ und einem ,Verlust an kultu-
reller Identitéit warnen, kann nicht wirklich
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erstaunen, konnte sich aber noch zum hand-
festen Problem fiir das politische System
auswachsen, vor allem dann, wenn rechtspo-
pulistische Parteien die Mehrheitsverhéltnis-
se in den Parlamenten verdndern und/oder es
zur Anpassung der ,etablierten“ Parteien an
rechtspopulistische Stromungen kommt.

Gegen die Zuwanderungsskeptiker und
-gegner werden von eher migrations- und in-
tegrationsfreundlicher Seite vor allem zwei
Argumente ins Feld gefiihrt: ein humanisti-
sches und ein utilitaristisches, an Niitzlich-
keitserwédgungen orientiertes. Aus humanis-
tischen Griinden, so heifit es, seien wir als
demokratisches und wohlhabendes Land mo-
ralisch dazu verpflichtet, verfolgten Men-
schen zu helfen und ihnen Asyl zu gewihren.
Das geboten nicht nur Genfer Flichtlings-
konvention und Grundgesetz, sondern auch
die deutsche Geschichte. Dieses stirkste aller
Argumente erfreut sich noch immer eines ho-
hen Zuspruchs in weiten Teilen der Bevolke-
rung.

Zuwanderung und Abwanderung:
Zwischen ,, Win-win” und ,Brain
drain”

Zunehmend wird aber auch argumentiert,
Zuwanderung sei aus Okonomischen, demo-
graphischen und sogar kulturellen Griinden
von Vorteil fiir die Bundesrepublik, weil
Fachkrifte auf dem Arbeitsmarkt heute
ebenso fehlten wie junge Menschen, die die
sozialen  Sicherungssysteme stabilisieren
konnten. Letzten Endes fordere Zuwande-
rung sogar die internationale Wettbewerbs-
fahigkeit der Wirtschaft, weil die verschiede-
nen Ethnien ihre je spezifischen Zuginge
zum oOkonomischen Globalisierungsprozess
mitbriachten. Deshalb wird etwa von den In-
dustrieverbdnden und der Sozialdemokratie
in Deutschland fiir die Einfithrung eines
Einwanderungsgesetzes plddiert, in dem
Quoten und Qualifikationen fiir Einwanderer
entlang der Bediirfnisse des aufnehmenden
Landes festgeschrieben werden sollen, wie es
etwa in Kanada oder Australien der Fall ist.
Man kann eine derart utilitaristische
Herangehensweise an Fragen der Migration
als Fortschritt sehen, der fiir aufnehmende
Lander und qualifizierte Zuwanderer und ih-

re Familien gleichermaflen Vorteile bringt,
also einer Win-Win-Konstellation gleich-
kommt. Man kann auch der (gegenteiligen)
Meinung sein, gerade das gezielte Abziehen
qualifizierter Fachkrifte aus drmeren Staa-
ten (,,Brain drain“) schwiche deren Entwick-
lungsaussichten und mauere sie faktisch in
der o6konomischen Unterentwicklung ein.
Aber man kann wohl nicht ernsthaft behaup-
ten, eine niitzlichkeitsorientierte Zuwande-
rungspolitik der Industriestaaten &ndere
Grundsitzliches an den Ursachen von Flucht
und Migration. Dazu bedarf es weitergehen-
der Uberlegungen und grundsitzlicherer An-
fragen an uns selbst und unsere Rolle als
Biirger in einer globalisierten Welt.

Politischer Konsens: Die Ursachen
von Flucht und Migration angehen

Auf der Metaebene fehlt heute in keiner re-
flektierten Politikerrede hierzulande der
Hinweis, es gelte die Ursachen der Fluchtbe-
wegungen anzugehen und an der Wurzel zu
packen, wobei zuvorderst die Bekdmpfung
von Armut und Hunger, die Schaffung 6ko-
nomischer Entwicklungsperspektiven und
das Engagement in der Bewéltigung weltwei-
ter politischer, militdrischer und ethnischer
Konflikte genannt werden. Doch wie ernst
nehmen die 6konomisch potenten Staaten die
Bekampfung der Fluchtursachen wirklich?

Diese Ursachen liegen neben ,hausge-
machten“ Problemen in den Herkunftslan-
dern der Flichtlinge, die von Korruption und
schlechter Regierungsfithrung iiber mangeln-
de Rechtsstaatlichkeit und fehlende Mei-
nungsfreiheit bis zu Verfolgung von Minder-
heiten und starkem Bevilkerungswachstum
reichen, zu einem durchaus nicht kleinen Teil
auch bei den reichen Staaten. Zu nennen sind
hier vor allem die gewaltigen Einkommens-
disparitdten zwischen Industrie- und Ent-
wicklungsléndern, die strukturelle Ungerech-
tigkeit in den weltwirtschaftlichen Aus-
tauschbeziehungen, die unterschiedlichen
Moglichkeiten von Staaten und Gesellschaf-
ten, sich Ressourcen anzueignen und in
Wohlstand zu transformieren, und zukiinftig
vermehrt auch in den Folgen von Umweltzer-
storung und Klimawandel.
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Die Reichen werden reicher, die
Armen armer

Wihrend das reichste Fiinftel der Menschheit
1960 einen Anteil von 70 Prozent am Weltso-
zialprodukt auf sich vereinte, waren es 2010
knapp 84 Prozent. Demgegeniiber sank der
Anteil des drmsten Fiinftels der Weltbevilke-
rung am globalen Sozialprodukt von 2,3 auf 1
Prozent. Der Anteil der dazwischen liegenden
drei Fiinftel der Weltbevolkerung reduzierte
sich im gleichen Zeitraum von 28 auf 15 Pro-
zent. Durch den rasanten Aufstieg Chinas
diirfte sich die Relation in den letzten Jahren
zugunsten der oberen Mittelgruppe leicht
veridndert haben. Die These, dass es den Ar-
men fast wie von selbst besser gehen werde,
wenn nur die Einkommen der Reichen weiter
stiegen (,,Trickle-down-Effekt“), hat sich nicht
als besonders tragfihig erwiesen. Die trauri-
ge Faustregel lautet leider anders: Die Rei-
chen werden reicher, die Armen drmer, min-
destens relativ. Kann man sich im Zeitalter
von Internet, globalen Medien und globaler
Kommunikation angesichts dieser Zahlen
dariiber wundern, dass die Wohlstandsinseln
der Nordhemisphére fiir immer mehr junge
Menschen aus dem ,globalen Siiden“ zu
Sehnsuchtsorten werden?

Ungerechter Welthandel:
Schlechte , Terms of Trade” fur
Entwicklungslander

Die gegenwirtige Weltwirtschaftsordnung ist,
sieht man einmal von den Sonderfillen Chi-
na, Indien und Brasilien ab, vor allem ein In-
strument zur Sicherstellung der Dominanz
von industrialisierten Staaten {iber Entwick-
lungsldnder. Da viele Staaten Afrikas, La-
teinamerikas und Asiens nach wie vor den
Lowenanteil ihrer Exporterlése mit Rohstof-
fen und Agrarprodukten erzielen, héngen sie
extrem stark von der Entwicklung der ent-
sprechenden Weltmarktpreise ab. Die inter-
nationalen Tauschverhéiltnisse (,Terms of
Trade“) verschlechtern sich aber fir viele
Entwicklungsldnder zusehends: Wahrend
Produkte mit hoher Fertigungstiefe und vor
allem Industrieprodukte immer teurer wer-

den, verfallen Rohstoff- und Agrarpreise oder
schwanken mindestens sehr stark. Solange
Entwicklungslédndern die Moglichkeit vorent-
halten wird, Produkte mit hoherer Ferti-
gungstiefe in die industrialisierte Welt zu ex-
portieren und sie auf die Rolle von Rohstoff-
lieferanten festgelegt werden, sollte man sich
nicht wundern, wenn immer mehr Menschen
aus diesen Lindern dahin wandern, wo der
groBBte Teil der Wertschopfung aus ,ihren“
Ressourcen generiert wird: zu uns.

Entwicklungshilfe: Gebrochene
Versprechen der Industriestaaten

Nicht nur die Asymmetrie in den 6konomi-
schen Austauschbeziehungen ist ein charak-
teristisches Merkmal der globalen Nord-Siid-
Beziehungen, sondern auch die nicht einge-
losten Versprechen der Industriestaaten in
Sachen o6ffentlicher Entwicklungshilfe. Seit
nunmehr 45 Jahren sagen die industrialisier-
ten Staaten immer wieder zu, den Anteil der
Mittel fiir Entwicklungszusammenarbeit mit
den drmeren Staaten auf 0,7 Prozent ihres
Bruttoinlandsproduktes (BIP) aufzustocken.
Tatséchlich liegen die erreichten Werte weit
darunter: in Deutschland bei 0,38 Prozent des
BIP, in den Vereinigten Staaten bei 0,2 Pro-
zent und in Japan bei 0,18 Prozent. Die Mit-
tel fiir die 48 besonders armen Staaten (Least
Developed Countries) der Welt sind allein
zwischen 2010 und 2014 um 6 Prozent ge-
sunken. Viele dieser Linder sind Ausgangs-
punkte fiir armutsbedingte Migration.

Man sollte die Moglichkeiten der Ent-
wicklungszusammenarbeit nicht tberschét-
zen oder idealisieren. Es gibt bei der Mittel-
verwendung durchaus erhebliche Defizite und
Verbesserungsmoglichkeiten. Aber die Be-
reitstellung der zugesagten Mittel ist fur die
Erreichung der globalen Nachhaltigkeitsziele
(Sustainable Development Goals), die die
Vereinten Nationen im September 2015 be-
schlossen haben, ein sehr wichtiger Baustein.

Agrarexportsubventionen

Grundsétzlich lieBe sich zur Entwicklungshil-
fe natiirlich die durchaus verniinftige Positi-
on einnehmen, deren Notwendigkeit entfalle
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in dem Mafle, in dem Fairness in die interna-
tionalen Wirtschaftsbeziehungen einkehre.
Doch auch hier agieren die Industrielénder
weitgehend entlang eigener Interessen. So
schiitzen sie etwa ihre heimischen Agrar-
maéarkte durch Zoélle und nicht-tarifire Barrie-
ren vor preisgiinstigeren Importen, wihrend
sie gleichzeitig Agrarexporte durch Subven-
tionen stimulieren, wodurch gerade in drme-
ren Entwicklungsldndern der Aufbau und
Erhalt einer eigenstindigen Landwirtschaft
erschwert wird. Der Export von Hithner- und
Rindfleisch aus der EU in afrikanische Staa-
ten, der dort funktionierende Agrarstruktu-
ren zerstort hat, ist in diesem Zusammen-
hang nur das traurigste Beispiel. Ahnliches
gilt fur die Textilmirkte, wo eigenstéindige
afrikanische Produktion durch Second-Hand-
Kleidung aus Europa in ihrer Existenz be-
droht wird. Da, wo sich die EU ihrerseits zum
Abbau von Exportsubventionen bereit er-
klart, verlangt sie im Gegenzug von den Staa-
ten Afrikas Freihandelsabkommen und den
Abbau von Schutzmechanismen fiir deren
heimische Mérkte. Man kann sich leicht vor-
stellen, wer von solchen Abkommen profitiert,
jedenfalls nicht die Armsten.

Umweltprobleme und
Klimawandel als Fluchtursachen

Durch den gewaltigen Energie- und Ressour-
cenhunger der industrialisierten Welt und die
Globalisierung westlicher Konsummuster
und Lebensstile werden weltweit okologische
Probleme verursacht, die auch Migrationsbe-
wegungen und Flichtlingsstrome auslosen.
Als das Umweltprogramm der Vereinten Na-
tionen 1985 erstmals von ,Umweltfliichtlin-
gen“ sprach, die durch Wiistenausbreitung,
Wassermangel, Ressourceniibernutzung,
Umweltprobleme oder Pestizideinsatz ge-
zwungen werden, ihre angestammten Terri-
torien zu verlassen, war das Phidnomen noch
ein vernachlassigbares. Das hat sich seither
fundamental verdndert. Auch wenn die Er-
fassungsmethodik noch unausgereift ist und
Umweltprobleme oft gemeinsam mit anderen
Ursachen zur Flucht von Menschen fiihren,
so sind die Zahlen doch erschreckend: Fiur
2010 wurden weltweit 40 Millionen Umwelt-
fliichtlinge gezéhlt. Fir 2050 geht die Inter-

nationale Organisation fiir Migration allein
von 200 Millionen Klimafliichtlingen aus, die
sich als Folge von Meeresspiegelanstieg, De-
sertifikation, zunehmenden Wetterextremen
und mangelhafter Wasserverfiigbarkeit auf
den Weg machen konnten, wenn nicht gegen-
gesteuert wird. Bislang fanden die entspre-
chenden = Wanderungsbewegungen  ganz
uberwiegend innerhalb der betroffenen Staa-
ten und Regionen der Siidhemisphire statt
und erreichten den wohlhabenden Norden
kaum. Allein angesichts der schieren Zahlen
der Betroffenen ist nicht damit zu rechnen,
dass das so bleibt.

Historisch verantwortlich sind fiir den
Aussto3 klimaverdndernder Spurengase vor
allem die Industriestaaten: Zwischen 1850
und 2011 haben allein Europa, die Vereinig-
ten Staaten und Japan zwei Drittel des welt-
weiten Kohlendioxidausstofes verursacht.
Trotz des starken Emissionsanstieges in Chi-
na ist ihr Anteil auch heute noch sehr hoch.
Mit nur etwas boser Ironie kénnte man sogar
fragen: Wenn es zur Begrenzung des Klima-
wandels darum geht, dass kein Erdenbiirger
pro Jahr mehr als 2 Tonnen Kohlendioxid in
die Atmosphére entlassen darf, ein durch-
schnittlicher US-Amerikaner aber 17 Tonnen,
ein durchschnittlicher Deutscher knapp 10
Tonnen, ein durchschnittlicher Pakistani 0,9
Tonnen und ein durchschnittlicher Nigeria-
ner 0,5 Tonnen freisetzt, ist es dann aus einer
globalen Perspektive nicht sogar gerecht,
wenn sich die Klimaflichtlinge aus dem ar-
men Siden in den reichen Norden aufma-
chen, weil dort die Hauptverursacher des
Klimawandels sitzen? Und ist so gesehen die
Bereitstellung von Finanzmitteln durch die
Industrielédnder fiir den Klimaschutz und die
Klimaanpassung in Entwicklungslédndern in
Wahrheit nichts anderes als eine Wiedergut-
machung fiir verursachte Schidden und eine
Investition in die Vermeidung zukiinftiger
Flichtlingsstrome?

Die Liste der Mitverursachungen von
Flucht und globaler Migration durch die rei-
chen Industriestaaten liefle sich leicht fort-
setzen. Man konnte auch iiber Riistungsex-
porte reden, die ganz maligeblich tiber Aus-
mal} und Intensitat von Kriegen und Biirger-
kriegen mitbestimmen, und an denen die
Bundesrepublik Deutschland als einer der
groBBten Exporteure in erheblichem Umfang
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beteiligt ist. Man kénnte tber geopolitische
Interessen reden und die Bereitschaft westli-
cher Demokratien, sich mit totalitidren und
repressiven Regimen einzulassen, solange es
nur den (tatsdchlichen oder vermeintlichen)
Eigeninteressen dient. Und man konnte tiber
relativ neuartige Phdnomene wie das Land
Grabbing in Entwicklungslédndern reden, an
dem Akteure aus den demokratischen Staa-
ten des Westens (etwa grofle Agrarkonzerne)
ebenso beteiligt sind wie die Ol-Despotien am
Persischen Golf oder China. Diese Form des
Neo-Kolonialismus wirkt im Ergebnis vor al-
lem gegen Kleinbauern und ihre Form der
bedarfsorientierten Subsistenzlandwirtschaft.
Alle diese Entwicklungen kénnen Menschen
in die Flucht treiben und sie dazu bewegen,
sich in sicherere Weltregionen aufzumachen,
denn etwas Besseres als das Leiden oder gar
den Tod finden sie iiberall.

Fazit

Was bedeuten diese Fakten politisch? Vor al-
lem erweitern sie die Agenda der Flicht-
lingspolitik. Sicher, man sollte sich vor mo-
nokausalen Erkldrungsmustern hiiten und
stets genau hinschauen. Die Ursachen von
Flucht und Migration sind zumeist multifak-
toriell. Es wére zu einseitig und auch falsch,
sie allein den Industriestaaten und ihrem

Verhalten zuzuschreiben. Eine an die breite
Bevilkerung gerichtete politische Kommuni-
kation nach dem Muster ,Ihr seid selbst
schuld am Flichtlingsstrom“ hitte ohnehin
keinerlei Aussicht auf Akzeptanz. Dennoch
muss der politischen Offentlichkeit in
Deutschland und Europa klar werden, dass
die Ursachen fiir Migration mindestens zum
Teil in unserer Mitverantwortung liegen.

Das politische Engagement fiir einen
besseren Klimaschutz und bessere Anpas-
sungsstrategien an den Klimawandel, fir
mehr Ressourceneinsparung und mehr Res-
sourcengerechtigkeit, fiir faire Weltwirt-
schaftsbeziehungen, eine verbesserte Ent-
wicklungszusammenarbeit sowie fiir Men-
schenrechte und Rechtsstaatlichkeit ist fur
eine nachhaltige Entwicklung der Weltgesell-
schaft absolut essenziell. Man mag das als
Gutmenschentum abtun, das an den geopoli-
tischen Realitdten zerschellen wird. Aber
nicht minder blauiugig ist sicher die Hoff-
nung, die Bewohnerinnen und Bewohner der
Industriestaaten kénnten auf ihrer gemiitlich
eingerichteten Wohlstandsinsel einfach wei-
termachen wie bisher, sich bequem und giins-
tig die Ressourcen und Menschen beschaffen,
die sie fiir ihr Wohlergehen brauchen, und
ansonsten die Tiren vor dem Elend der Welt
verschlieffen. Das wire kein Realismus, son-
dern Realitdtsverweigerung.



	Editorial
	Inhaltsverzeichnis
	GWP-Online-Archiv
	Wirtschaftliche Bildung, die Wirtschaft und die Politik

	Meinung
	Hedtke: Wissenschaftsorientierung und Kontroversität in
der ökonomischen Bildung

	Aktuelle Analyse
	Schmitz-Temming: Der Juncker-Plan: in Europa investieren
	Winkelmann: Energiewende und Bürgerprotest

	Kolumne
	Loske: Die ungerechte Weltwirtschaftsordnung und der globale Klimawandel als Ursachen von Flucht und Migration. Warum die Industriestaaten als Mitverursacher der weltweiten Flüchtlingsströme gelten müssen – und was sie jetzt tun sollten

	Fachaufsätze
	Sturm: Nach der Krise der europäischen Wirtschafts- und Währungsunion. Der „Five Presidents Report“
	Best/Vogel: Politische Eliten in der Deutschen Wiedervereinigung
	Ziemer: Von Feindschaft zu Partnerschaft.
Der lange Weg der deutsch-polnischen
Verständigung
	Walker: Finanzbildung als Teilbereich der ökonomischen Bildung? Plädoyer für eine multidisziplinäre finanzielle Bildung

	Serie Forschen in der Schule
	Porst: Pretesting – Verfahren zur Evaluation von
Fragebogen(entwürfen)

	Essay
	Schäfers: Die Forderung nach Gleichheit und ihre Dynamik: Von Rousseau bis Irland

	Kontext
	Buchmann: Inklusionspraxis in der Sekundarstufe I ‒
Eine Untersuchung zu ersten Erfahrungen von
Referendaren und Referendarinnen

	Kontrovers dokumentiert
	Kerber-Clasen/Schreyer: Das Tarifeinheitsgesetz

	Rechtsprechung kommentiert
	Adamski: Ich will demonstrieren ‒ Refugees welcome! Das Bundesverfassungsgericht folgte einem nächtens gestellten Antrag eines Studenten

	Internet-Recherche
	Budrich: Die Vereinten Nationen wollen die Welt transformieren. Der New Yorker UN-Gipfel zur 2030-Agenda für nachhaltige Entwicklung

	Politische Didaktik
	Fischer: Was kann man an der PEGIDA-Bewegung (immer noch) lernen – und wie? Politikdidaktische Reflexionen mit einer Problemstudie als Beispiel
	Busch: Die Anfänge politischer Bildung in der Weimarer
Republik – vergessene Geburtsstunde der
sozialwissenschaftlichen Fachdidaktik

	Das besondere Buch
	Hradil: Der Markt: Ungerecht, aber hilfreich?

	Rezensionen
	Reinhardt: Busch, Matthias: Staatsbürgerkunde in der Weimarer Republik. Genese einer demokratischen Fachdidaktik. Bad Heilbrunn: Klinkhardt 2015, 521 S. ISBN 978-3-7815-2069-1.
	Reinhardt: Reinhardt, Volker (Hrsg.): Jugend und Politik. Empirische Studien zur Wirkung politikvernetzter Projektarbeit. Wiesbaden: Springer VS 2015, 150 Seiten. ISBN 978-3-658-08271-0

	Autorinnen und Autoren

